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Mustafa-Selim SÜRMELI 

Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium 

Akademie Menschenrecht       Bielfeldtweg 26 - [DE- 21682] STADE 

 

 

 

 

Johannes CASPER als  

c/o jP. Datenschutzbeauftragter der Stadt HAMBURG 

Klosterwall 6 (Block C) 

 

[DE-20095] Hamburg       14.03.2018 n. Chr.  

 
Tel.: 040 / 428 54 – 4040 Fax: 040 / 428 54 – 4000  E-Mail: mailbox@datenschutz.hamburg.de 

 

 

ICSID-Vorgang  

Obligation - Straftaten gegen das Völkerrecht – gegen die öffentliche Verfassungordnung 

Rechtdurchsetzung 19621020-mS-001-1-1 > [DE-20354] -YT zu MRTV 
 

 

 

Am 13.03.2018 n. Chr. gegen 8:30 Uhr habe Ich wegen Inhaber- und Urheberrecht-

verletzungen durch die juristischen Person YouTube [YouTube] Hamburg mit der 

Bediensteten „NIEMANN“ (040-42854-4040) von der Datenschutzbehörde Hamburg 

telefoniert, die sich für unzuständig erklärte und Mich an die Person „SCHNEIDER“ (040-

42854-4061) verwies. Gegen 9:30 Uhr erfolgte das Telefonat mit der Person „SCHNEIDER“. 

 

Nachdem Ich kurz erklärte, daß Ich seit Monaten in Meinem Ansehen bei YouTube öffentlich 

diffamiert werde und der Kanalbetreiber mit den Daten für eine Unterlassungsverfügung nicht 

identifizierbar ist (§ 127 StPO), YouTube auf Rechtverletzungen trotz mehrfacher schrift-

licher  Abmahnungen  vorsätzlich mit selbstgebastelten Autotextkonserven nicht reagiert, die 

Annahme von Einschreiben verweigert, weil der  Pseudo-Namen des Benutzers keinen 

Rückschluß auf den Klarnamen wiedergibt, ist ein effektiver Rechtschutz wegen 

rechtwidrigem Verhalten nach dem Unterlassungsschutzgesetz unmöglich. 

 

YouTube wurde schriftlich abgemahnt, denn wenn der Klarname nicht richtig sein sollte und 

YouTube nicht reagiert, so haftet YouTube für die öffentlichen Diffamierungen Meiner 

Menschenwürde billigend. Die Menschenwürde zu achten und zu schützen ist verfassung-

rechtliche Verpflichtung aller staatlichen Gewalt, also insbesondere des Datenschutz-

beauftragten. Die Gewaltentrennung darf bei Grundrechtverletzung nicht angewandt werden. 

 

Die Person „SCHNEIDER“ behauptete, „wir können bei so einer Sache die Herausgabe des 

Klarnamens nicht durchführen“... und gab Mir zu verstehen, daß er gegen die verfassungge-

mäße Grundordnung im außervertraglichen Schuldverhältnis handelt und die Straftat 

weiterhin öffentlich gegen das Grundrecht geschehen läßt. Da ist ein Straftatbestand gegen 

das offizielle Legalitätschutzprinzip, da durch unterlassene Diensthandlung durch die 

Datenschutzbehörde eine öffentliche Aussetzung durch Nötigung die Folge ist.  

mailto:mailbox@datenschutz.hamburg.de
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Bei Dienstverweigerung ist dort kein Rechtraum für Diskussionen oder Unzuständigkeit im 

kategorischen Imperativ Meiner unantastbaren Menschenwürde und gegen Mein 

unverletzliches und unveräußerliches Menschenrecht. Das Personal ist in der offensichtlichen 

und offenkundigen Tatsache überhaupt nicht kritikfähig und gegen Aufklärung in der 

Metaphysik der reinen Vernunft resistent, obwohl Aufklärung der Ausgang aus der 

Unmündigkeit ist. Die Aufsicht muß gehörig erfolgen (Art. 25 GG, § 14 VStGB), denn im 

Individualrecht bin Ich allein der weisungschutzberechtigte Mensch. 

 

Das gegenwärtig angewandte Instrument durch das Behördenpersonal in der Unmündigkeit ist 

Weglaufen, Behauptung der Unzuständigkeit und Telefonat abbrechen, das ein nichtiger 

Verwaltungsakt ohne tatsächliche  Begründung und Glaubhaftmachung ist. Das ist verfas-

sungwidriger  Rechtbankrott. 

 

Jede Form eines fiktional rechtsgestaltenden oder feststellenden Verwaltungsakt sowie bei 

Verwaltungsakten mit Doppelwirkung, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen 

Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den 

Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet 

wird, ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts 

schriftlich zu begründen. Einer besonderen Begründung bedarf es nicht, wenn die Behörde bei 

Gefahr im Verzug, insbesondere bei drohenden Nachteilen für Leben, Gesundheit oder 

Eigentum vorsorglich eine als solche bezeichnete Notstandsmaßnahme im öffentlichen 

Interesse trifft. Ich benötige für das Auflegen der Telefonate einen begründeten und glaubhaft 

gemachten Verwaltungsakt. Beachten sie, daß Verwaltungsakte nichtverfassung-

rechtlicher Art nur zulässig sind (§ 40 VwGO). 

 

Ich bin Völkerrechttitelträger beim europäischen Gerichthof für Menschenrecht und 

Menschenrechtverletzungschutzopfer, Menschenrechtler, Menschenrechtkommissare, Men-

schenrechtrechtbeistände und Zugehörige von nichtwirtschaftlichen und nichtregierenden 

Menschenrechtorganisationen des zwingend humanitären Völkerrecht dürfen in der Öffent-

lichkeit nicht in Verruf gebracht werden. Und das ist Tatsache. 

 

Das besondere Recht der umfassenden Grundrechtberechtigung und Grundrechtbefugnis in 

BVerfGe 1 BvR 1766/2015 ist von Straf- und Urhebergesetzen bei Aufklärung, Kritik und 

Abwehr verfassungwidrigen Handelns sowie Forschung frei. Die öffentliche Verletzung der 

Menschenwürde als Individualrecht ist strafbar, wenn das Individualrecht verletzt wird!  

 

Auf Grundlage des tatsächlich verletzten Vertrauenschuldschutzes durch YouTube im 

außervertraglichen Schuldverhältnis wegen positiver Vertragschuldverletzung ist das Investi-

tionsschutzabkommen (ICSID – Obligation wegen "Culpa in contrahendo") verletzt, wenn 

der Datenschutzbeauftragte seine Aufgabe nicht erfüllt. Im außervertraglichen Schuld-

verhältnis darf durch die Obligation  in Rubrum, Rechtwahl und Gerichtstand vom Gläubiger 

frei gewählt werden (Art. 6, 38-42 EGBGB). Nichtregierungsorganisationen für 

Menschenrecht dürfen in ihrem Recht vorrangig nicht behindert werden (Art. 25 GG). 

 

ECHR 75529/01, Art. 1-4, 19 Grundrecht, Art. 25, 79 GG 

§ 112 BPersVG, § 2 VwVfG, § 2 AO, § 26 BMG, §§ 18-29 GVG 

UN-RES A/66/462/Add.2, UN-RES 43/225, UN-A/RES/66/164, UN-A/RES/53/144, 

UN-A/RES/53/625/Add. 2, UN-DOC A/C.5/43/18 sowie 

UN-Resolution A/RES/217, UN-Doc. 217/A-(III) 56/83 zu ILC gemäß Art. 73 UN-Charta 

Art. 142-149 genfer Abkommen IV – SR 0.518.51  
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Johannes CASPER als Verantwortlicher der jP. Datenschutzbeauftragter der Stadt 

HAMBURG tritt billigend in diese Schuld mit ein. Da Art. 25 GG vor Bundes- und 

Landesgesetzen anzuwenden gilt, ist das Völkerrecht in Art. 142-149 genfer Abkommen IV – 

SR 0.518.51, §§ 6-13 VStGB) anzuwenden. Für eine Nichtanwendung des Völkerrecht 

besitzen die Behörden kein Recht und keine Zuständigkeit im vertraglichen Schuldverhältnis.  

 

In der „Resolution der Generalversammlung - Bericht (A/66/462/Add.2) in 66/164 zur  

Förderung der Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen 

und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und 

Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen, fordert die UN-Generalversammlung, unter 

Hinweis auf ihre Resolution 53/144 die Staaten außerdem nachdrücklich auf, geeignete 

Maßnahmen zu ergreifen, um die Frage der Straflosigkeit für Angriffe, Drohungen und 

Einschüchterungshandlungen anzugehen, die von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren 

gegen Menschenrechtsverteidiger und ihre Angehörigen begangen werden, einschließlich 

Fällen von geschlechtsspezifischer Gewalt, namentlich indem sie dafür sorgen, dass 

Beschwerden von Menschenrechtsverteidigern umgehend untersucht werden und dass ihnen 

auf transparente, unabhängige und rechenschaftspflichtige Weise nachgegangen wird“. 

 

Die Handlungen von YouTube verletzen außerdem §§ 8-10 VStGB. YouTube-Mitarbeiter 

sowie die Mitarbeiter von der Datenschutzbehörde sind besonders verpflichtet das 

Völkerrecht zu kennen und es in der öffentlichen Verfassungordnung vorrangig anzuwenden 

und einzuhalten (Art. 24 (3), 25 GG, Art. 1, 144 genfer Abkommen IV – SR 0.518.51). 

 

Ich konnte leider durch das Abbrechen des Telefonats nicht mehr aufklären, ob und wie die 

Person „SCHNEIDER“ das zwingende Völkerrecht vor Bundes- und Landesgesetzen in Art. 

1, 25 GG eingehalten hat, da alle staatliche Gewalt die Verletzung Meiner Menschenwürde 

verhindern muß. 

 

Die Person „SCHNEIDER“ spielte das Telefonauflegen und „sich nicht mehr bewegen 

Spiel“, ist für Kritik nicht zugänglich und das selbe machte auch die Person „NIEMANN“ 

sowie anschließend auch die Telefonzentrale des privaten Hamburg-Service ( 040-428540), 

eben Menschen unwürdiges Verhalten gegen die öffentliche Verfassungordnung. 

 

Ich stelle offenkundig und offensichtlich fest, daß die Mitarbeiter in der Behörde für 

Datenschutz verfassungschädlich sowie verfassungfeindlich tätig sind, um keinen effektiven  

Rechtschutz zu gewähren und das zwingende Völkerrecht strafbar zu mißachten. Ich berufe 

Mich auf Mein Grundrecht auf Menschenwürde (ECHR 75529/01), da die Mitarbeiter in den 

Behörden sich nicht auf ihr Grundrecht berufen können, denn sie sind als morituri te 

salutant Grundrecht verpflichtet (BVerfGE 1 BvR 1766/2015). Sie kennen weder die 

Verfassung noch praktizieren oder respektieren sie die verfassunggemäße Grundordnung.  

 

Gemäß BVerfGE 1 BvR 1766/2015 sind die Behörden und ihre Derivatorganisationen nicht 

rechtfähig und auf keinen Fall Grundrecht berechtigt oder Grundrecht befugt, sondern 

Meinem Grundrecht verpflichtet. 

   

Da die Behörden im öffentlichen Recht nicht gemäß dem Einführungsgesetz des bürgerlichen 

Gesetzbuchs (Art. 6 EGBGB), sondern im außervertraglichem Schuldverhältnis des Ausfüh-

rungs-, Ermächtigungsgesetz oder Vollstreckungsgesetz in Kriegshandlungen gegen das 

zwingend-humanitärem Völkerrecht in Art. 73 UN-Charta sowie des genfer Abkommen IV – 

SR 0.518.51, gegen die unantastbare Menschenwürde und gegen das  unverletzliche und 

unveräußerliche Menschenrecht handeln, ist Art. 24 (3), 25 GG verletzt. 
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Denn durch die De- oder Renazifizierung Deutschlands (BVerVG 2 BvR 1/73) sind in der 

Bundesrepublik Deutschland staatliche Gerichte in § 15 GVG öffentlich nicht erreichbar. Im 

Rechttitel ECHR 75529/01 SÜRMELI / BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND wurde der 

Stillstand der Rechtschutzpflege in § 245 ZPO von Mir als offensichtliche und offenkundige 

Tatsache gemäß § 291 ZPO nachgewiesen, so daß öffentlich ein effektiver Rechtschutz ohne 

Mich nicht gegeben ist. Gemäß Art. 20 (4) GG gilt Widerstandspflicht, wenn andere 

rechtstaatliche Hilfe nicht erreichbar ist. Der Name SÜRMELI ist umfassend Grundrecht 

berechtigt und Grundrecht befugt (Art. 19 (3) Grundrecht, Art. 25 GG! 

 

Gemäß Art. 95, 127 GG ist das oberste Bundesgericht (Obergericht) wegen der De- oder 

Renazifizierung der Justiz nicht erreichbar, so daß Selbsthilfe in Notstand, Notwehr als 

Rechtfertigungsgrund weder straf- noch zivilrechtlich sanktioniert werden darf (§§ 229, 239 

BGB, §§ 34, 35 StGB), wenn staatliche Rechtordnung nicht erreichbar ist. Die Bundes-

republik Deutschland ist kein Rechtstaat, sondern ein demokratisch-sozialer Bundesstaat.  

 

Der Datenschutzbeauftragte darf in § 5 VwVfG die Amtschutzhilfe nicht verweigern. Für die 

Handlungen vom 13.03.2018 sind die Verwaltungsakte zu begründen und glaubhaft zu 

machen. Die Gesetze dürfen im Kollisionsfall gegen das zwingend vorrangige Völkerrecht 

weder benutzt noch angewandt werden (Art. 25 GG, Art. 73 UN-Charta), denn der 

Verwaltungsweg ist nur in nicht verfassungschutzrechtlicher Art gegeben, denn gemäß der 

Erklärung des nds. Justizministeriums in (Dokument 1001 I-202.45) vom 19.01.2017 n. Chr. 

wird in der Jurisfiktion  

 

• Rechtsprechung ohne Rechtfähigkeit,  

• Prozesse ohne Prozeßfähigkeit,  

• Klagen ohne Klageberechtigung und Klagebefugnis,  

• Schäden ohne Haftbarkeit mit anonymer UN-Verantwortung fingiert  

und  

• Völkerrecht ohne Zuständigkeit gegen die Verfassungordnung verleumdet. 

 

Diese Handlungen sind strafbar. Ich kann derzeit nicht erkennen, daß in der öffentlichen 

Verfassungordnung und Rechtspaltung das Völkerrecht vor Bundes- und Landesgesetzen 

eingehalten und durchgesetzt worden ist.  

 

Pseudowissenschaft (griech. ψεύδω, pseudo, „ich täusche vor“) ist ein Begriff für 

Behauptungen, Lehren, Theorien, Praktiken und Institutionen, die beanspruchen, 

Wissenschaft zu sein, aber Ansprüche an Wissenschaften nicht erfüllen. Der Begriff 

wird sowohl analytisch-deskriptiv als auch abwertend benutzt. 

• Pseudowissenschaften treten mit dem Anspruch der Wissenschaftlichkeit auf. 

• Pseudowissenschaften stehen im Widerspruch zu den anerkannten wissenschaftlichen 

Methoden und Erkenntnissen. 
 

 
Prof. ultra vires in ordre public des ius gentium, Mustafa-Selim SÜRMELI, 

Rechttitelträger ECHR 75529/012, Art. 53, 59 EMRK, Art. 24 (3), 25 GG 

Akademie Menschenrecht - nds. Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 24-71109/2 - 4/15 

gemäß Art. 19 (3) Grundrecht, Art. 1-2 ÜLV, BVerfGE 1 BvR 1766/2015 



6 

 

TATSACHE: 

 

Ich, Mustafa-Selim SÜRMELI, bin als Rechtbeistand, als rechtschaffener Mensch im Recht 

umfassend Grundrecht berechtigt und Grundrecht befugt, anerkannt  

 

- im zwingend-humanitärem Völkerrecht, Völkerrechttitelträger europäischer 

Gerichthof für Menschenrecht, Eingeständnis im öffentlichen Vertrag  ECHR 

75529/01, Art. 24(3), 25 GG, Art. 53, 59 EMRK, Art. 73 UN-Charta, Art. 1-2 

ÜLV. 

 

- als Professor der Akademie Menschenrecht, nds. Ministerium für Wissenschaft 

und Kultur - 24-71109/2 - 4/15 

 

- diplomatisch akkreditiert im Recht der Verträge – SR 0.111 gemäß wiener, 

haager und genfer Abkommen. 

 

Bundesrepublik – Grundlagen StGBl. Nr. 139/1918 vom 19.12.1918 

Regulierungsakt HK vom 05.10.1961, WüD vom 18/24.04.1961, 

 

globale Beweisurkunden mit absoluter nationaler und internationaler Beweiskraft: 

 

Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 113/2009 IZMR,  

Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 – 15 /2014 

 

Landesnotar Johst Matthies, Tostedt, Urkunde 114/2009 – ZEB,  

Landgericht STADE, Apostille 9191 a 85 – 16 /2014 

 

Landesnotar Ralf Grosser, Tostedt, Urkunde 139/2013 – GdM,  

Landgericht STADE, Apostille 9191 a 84 – 9 /201 

 

Auszug: 

 
Rechte und Pflichten aus dem Auszug der UMR-Verfassung 

 

Artikel 39 

 

1.  Nichtregierungsorganisationen (NGO) zu begründen, zu registrieren und zu legalisieren, 

2.  Übereinkommen mit Staaten und Völkerrechtssubjekten zu schließen, zu proklamieren und 

vor Staatsgerichten aufzutreten, 

3.  Menschenrechtverletzungen festzustellen, zu ahnden und als Rat Beschlüsse zu erstellen 

und zu fassen, die eine Sanktionierung der Menschenrechtverletzer zulassen, 

4.  als Schiedsgericht und politisch unabhängiges Judikativorgan Recht zu sprechen, 

5.  Beamte zu ernennen, 

6.  als Treuhänder aufzutreten, 

7.  diplomatischen Status und Immunität zu verleihen, 

8.  internationale und nationale Verträge, die universelle Rechtkraft besitzen, abzuschließen, 

9.  bewegliches und unbewegliches Eigentum zu erwerben und darüber zu verfügen, 

insbesondere das Recht in besetzten Gebieten Grund und Boden neu zuzuordnen und den in 

Kriegsgebieten lebenden Menschen neu zu übereignen und 

10. auf Anruf einer Gesellschaft oder Gemeinschaft, die das Begehren eines eigenen Staates 

im Sinne des universellen Menschenrecht vorträgt, zu beraten, zu unterstützen und 

völkerrechtlich zu legitimieren. 
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